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Vorwort

Die Anforderungen an Unternehmen zur Verhinderung von Straftaten rücken von Jahr zu
Jahr mehr ins Bewusstsein nicht nur der Juristen, sondern einer immer breiteren Öffent-
lichkeit. Werden diese Anforderungen nicht erfüllt, drohen Management und Unterneh-
men Haftung und Sanktionen. Viele Unternehmen haben daher detaillierte Compliance-
und Betrugsbekämpfungsprogramme eingeführt. Gleichzeitig präzisiert der Gesetzgeber
die Voraussetzungen für den zulässigen Umgang mit Arbeitnehmerdaten. Die Daten-
schutz-Grundverordnung hat alles noch einmal neu geordnet. Weitere Schritte werden
folgen. Dabei ist Datenschutz im Beschäftigungsverhältnis wichtiger denn je: Prominente
Bußgeldverfahren der Aufsichtsbehörden betrafen gerade diesen Bereich. Datenschlampe-
rei kann Millionen kosten. Wirksame Sanktionen sind zu begrüßen, doch gilt auch: Recht
lebt von gesellschaftlicher Akzeptanz. Nirgend wann ist das deutlicher geworden als in den
jüngsten Wochen, als Freiheitsrechte eingeschränkt werden mussten zum Schutz von Ge-
sundheit und Leben. Gesellschaftliche Akzeptanz aber geht verloren, wo Regel nicht be-
gründet oder absolut gesetzt werden, wo sie nicht absolut sind, wo sich der Blick auf ein
Interesse verengt und alles andere beiseitegeschoben wird. Das gilt auch für den Daten-
schutz. Die gute Sache, der er dient, rechtfertigt nicht den Eifer des Zeloten.

Dies gilt es auch bei Maßnahmen der Compliance zu beachten. Denn Compliance und
Datenschutz deuten dabei zuweilen in unterschiedliche Richtungen: Wieviel muss ich
wissen, wieviel darf ich wissen? Die divergierenden Interessen müssen in einen angemesse-
nen Ausgleich gebracht werden. Hierbei will diese Darstellung eine Hilfe sein. Sie strebt
dabei nicht an, ein umfassendes Handbuch zu sein oder eine Kommentierung des BDSG
zu sein. Ziel ist es, an exemplarischen, praxisrelevanten Schwerpunkten deutlich zu ma-
chen, was für das Datenschutzrecht allgemein gilt: Die Abwägung des Persönlichkeits-
schutzes des Arbeitnehmers mit den Aufklärungsinteressen der verantwortlichen Stelle
kann nur im Einzelfall gelingen und bleibt oftmals unscharf; klare Hinweise in der Recht-
sprechung mehren sich, aber fehlen allzu oft. Einiges wurde daher weggelassen, um ande-
res in größerer Breite zu diskutieren. Die ersten Auflagen dieses Buchs sind freundlich auf-
genommen worden. Dem Vorschlag des Verlags, eine weitere Auflage in Angriff zu
nehmen, habe ich gerne entsprochen. Allen Mitautoren danke ich für anregende Diskus-
sionen und viel Engagement. Mögen die Fehler auch allein von mir zu verantworten sein,
so ist jeder hilfreiche Hinweis – sollte er sich in diesem Buch finden – allen Autoren ge-
meinsam geschuldet.

Bonn, im November 2019 Gregor Thüsing

V





Inhaltsverzeichnis

Vorwort .......... ...... .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... .... .................................... ... V
Abkürzungsverzeichnis ................ ... ... .... ... ... .... ...................... ................. XIX
Verzeichnis der (abgekürzt zitierten) Literatur ........ ....................................... XXV
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A. Datenschutz als Persönlichkeitsschutz ............................. ......................... 1

B. Ein Blick zurück – ein Blick nach vorne ......................... ......................... 2
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II. Überwachungspflicht ...... .......... ... ... ... ....................... ................... 12
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IV. Muster-Datenschutzerklärung ..................................... ................... 198
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1. Zulässige Anordnung ............ ... ... ... ........................... ............... 223
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I. „Datenübermittlung“ ............... ... ... ... .................................... ...... 267
II. „Verantwortlicher“ (Art. 4 Nr. 7 DS-GVO) .......... ............................. 267
III. „Dritter“ (Art. 4 Nr. 10 DS-GVO) ............................ ...................... 268

C. Auftragsverarbeitung – Eigenverarbeitung – Gemeinsam Verantwortliche (Joint
Control) ............... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 268

I. Auftragsverarbeitung ................. ... ... ... ........................................ .. 268
II. Eigenverarbeitung ................ .... ... ... ... ........................... ............... 269
III. Gemeinsam Verantwortliche (Joint Control) ....... .............................. .. 269
IV. Auftragswidrige Nutzung der Daten durch den Auftragsverarbeiter ........... 270
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d) Durchführung der Überwachung durch Dritte .......... ................... 340
e) Natur der einbezogenen Daten ....................................... ......... 341
f) Von Verhalten und Leistung der Arbeitnehmer .............. ............... 342
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